
Beschluss des Obergerichts  
des Kantons Zürich

Sitzung vom 26. März 2025

Anfrage (Präventions- und Interventionsmassnahmen  
gegen sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz an den Gerichten  
im Kanton Zürich)

Die Kantonsrätinnen Priska Lötscher, Winterthur, Sandra Bienek, Zü-
rich, Priska Hänni-Mathis, Regensdorf, Tamara Fakhreddine, Bonstet-
ten, und Nicole Wyss, Zürich, haben am 10. Dezember 2024 folgende 
Anfrage an alle Gerichte im Kanton Zürich eingereicht:

Jede zweite arbeitstätige Person in der Schweiz hat bereits sexuelle 
oder sexistische Belästigung am Arbeitsplatz erlebt. Das zeigt eine neue 
Studie des Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Frau und 
Mann (EBG) und des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO).

Der Begriff sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz bezeichnet aus 
rechtlicher Sicht eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und 
ist als solche im Bundesgesetz über die Gleichstellung von Frau und Mann 
(Gleichstellungsgesetz, GlG) ausdrücklich verboten. Dennoch gibt es 
in jedem fünften Betrieb keinerlei Präventions- oder Interventionsmass-
nahmen. Die Studie empfiehlt einmal mehr, sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz als strukturelles Problem anzuerkennen und durch verbind-
liche Massnahmen konsequent zu bekämpfen. Dazu gehören regelmäs-
sige Schulungen, klare Meldewege und die aktive Überwachung von 
Schutzmassnahmen.

Für den Kanton Zürich hält § 135 Abs. 1 Vollzugsverordnung zum Per-
sonalgesetz (VVO) bereits entsprechend Art. 328 Abs. 1 Satz 2 Obliga-
tionenrecht (OR) fest, dass Arbeitgebende durch geeignete präventive 
Massnahmen den Schutz der Angestellten gegen sexuelle Belästigung 
sicherstellen und dafür sorgen, dass den Opfern von sexueller Belästi-
gung keine weiteren Nachteile erwachsen.

Vor diesem Hintergrund bitten wir alle Gerichte im Kanton Zürich 
(Obergericht, die dem Obergericht angegliederten Gerichte, alle Bezirks-
gerichte, Verwaltungsgericht, Steuerrekursgericht, Baurekursgericht und 
Sozialversicherungsgericht), die nachfolgenden Fragen einzeln für jedes 
Gericht zu beantworten:
1. Welche Präventions- und Interventionsmassnahmen, um ihre Mitar-

beiter: innen von sexueller Belästigung am Arbeitsplatz zu schützen 
wurden wann implementiert? Wie werden diese den Mitarbeiter: innen 
betriebsintern kommuniziert? Sind diese von den Mitarbeiter: innen 
leicht zu finden?
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2. Welche interne oder externe Vertrauenspersonen und Anlaufstellen 
werden zur Verfügung gestellt? Wie werden die Mitarbeitenden da-
rüber informiert?

3. Wie ist das Vorgehen bei Meldungen oder einer Beschwerde geregelt?
4. Wie werden Opfer von sexueller Belästigung geschützt, damit ihnen 

keine weiteren Nachteile entstehen?
5. In welchen Formaten werden Schulungen der Vorgesetzten, des Ka-

ders und der HR-Verantwortlichen betreffend sexuelle Belästigung 
am Arbeitsplatz durchgeführt?

6. Wie werden die Mitarbeitenden betreffend sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz sensibilisiert?

7. Welches spezifische Informationsmaterial (Merkblätter, Broschüren 
etc.) wird bereitgestellt?

8. Ist ein Monitoring installiert? Falls nein, weshalb nicht?
9. Existiert eine Regelung über Schutzmassnahmen nach Abklärung der 

Fälle? Falls nein, weshalb nicht?
10. Wie wird sichergestellt, dass die Mitarbeitenden aller Gerichte leich-

ten Zugang zu allen Präventions-, Interventions-, und Schutzmass-
nahmen haben?

D a s  O b e r g e r i c h t  b e s c h l i e s s t :

I. Die Anfrage Priska Lötscher, Winterthur, Sandra Bienek, Zürich, 
Priska Hänni-Mathis, Regensdorf, Tamara Fakhreddine, Bonstetten, 
und Nicole Wyss, Zürich, wird wie folgt beantwortet:

Vorbemerkung
Die Verwaltungskommission des Obergerichts hat bereits am 30. Au-

gust 2000 ein Kreisschreiben (im Anhang) an die Mitarbeitenden des 
Obergerichts, der angegliederten Gerichte, der Bezirksgerichte, des 
Notariatsinspektorats, der Notariate und des Betreibungsinspektorats 
betreffend sexuelle und sexistische Belästigung am Arbeitsplatz ge-
richtet (nachfolgend «Kreisschreiben» genannt). In diesem Kreisschreiben 
wird u. a.
– darauf hingewiesen, dass sexuelle und sexistische Belästigungen ver-

boten sind und nicht geduldet werden;
– den Vorgesetzten ihre Verantwortung für eine belästigungsfreie 

Arbeitsatmosphäre verdeutlicht und sie werden angehalten, nötigen-
falls einzugreifen;

– den Mitarbeitenden aufgezeigt, welche Kontakt- und Vertrauensper-
sonen bei Belästigungen zur Verfügung stehen;

– auf die Sanktionsmöglichkeiten bei sexuellen und sexistischen Beläs-
tigungen hingewiesen;

– angeordnet, dass es allen Mitarbeitenden ausgehändigt wird.
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Das Kreisschreiben bildet Bestandteil der vorliegenden Antwort an 
den Kantonsrat und liegt diesem Schreiben bei. Es ist auf der Homepage 
der Zürcher Zivil- und Strafgerichte im Internet (gerichte-zh.ch/kreis-
schreiben/kreisschreiben/2000-2009.html) sowie im Intranet einfach auf-
findbar und abrufbar. Am Obergericht sowie an 9 von 12 Bezirksgerich-
ten wird es seit der Einführung im Jahr 2000 in physischer oder digitaler 
Form abgegeben. Ein Bezirksgericht hat es vor zwei Jahren durch ein 
Merkblatt der kantonalen Verwaltung, das auch das Thema Mobbing 
miteinbezieht, ersetzt. An einem anderen Bezirksgericht war es nicht 
bekannt und bei einem weiteren wurde es nur einem Teil der Mitarbei-
tenden physisch abgegeben und im Übrigen mündlich darauf hinge-
wiesen. Diese drei Bezirksgerichte wurden im Rahmen der Beantwor-
tung der vorliegenden Anfrage angewiesen, das Kreisschreiben künftig 
(wieder) abzugeben oder ausdrücklich darauf hinzuweisen, wo es abruf-
bar ist.

Zu Frage 1:
Es geht aus dem Kreisschreiben hervor, welche Präventions- und 

Interventionsmassnahmen implementiert wurden. Das Kreisschreiben 
wurde nach dessen Erlass an die Mitarbeitenden verteilt. Es ist sowohl 
im Intranet als auch im Internet einfach elektronisch verfügbar, vgl. auch 
die einleitenden Bemerkungen.

Zu Frage 2:
Wir verweisen auf Ziff. 4. des Kreisschreibens, in der die internen 

und externen Anlaufstellen aufgeführt sind. Die Mitarbeitenden des 
Obergerichts und der Bezirksgerichte haben sodann seit Ende Februar 
2025 die Möglichkeit, sich wie die Angestellten der kantonalen Verwal-
tung bei allfälligen Verletzungen der persönlichen Integrität für ein ver-
trauliches Beratungsgespräch an die Movis AG zu wenden (movis.ch).

Zu Frage 3:
Das Vorgehen im Einzelfall ist nicht explizit geregelt, zumal dieses 

davon abhängt, welche Vertrauensperson kontaktiert wird und ob es sich 
dabei um eine interne oder eine externe Anlaufstelle handelt. Jeder be-
troffenen Person steht sodann gemäss Ziff. 1. des Kreisschreibens das 
Recht zu, bei der Verwaltungskommission des Obergerichts eine Admi-
nistrativuntersuchung zu verlangen.

Zu Frage 4:
Wir verweisen auf Ziff. 5. des Kreisschreibens, in der die möglichen 

Sanktionen zum Schutz der betroffen Personen aufgeführt sind.
Zu Frage 5:
Es werden keine spezielle Schulungen betreffend sexuelle Belästigung 

am Arbeitsplatz durchgeführt.

https://www.gerichte-zh.ch/kreisschreiben/kreisschreiben/2000-2009.html
https://www.gerichte-zh.ch/kreisschreiben/kreisschreiben/2000-2009.html
http://www.movis.ch
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Zu Frage 6:
Die Mitarbeitenden werden sensibilisiert, indem sie das Kreisschrei-

ben erhalten oder darauf hingewiesen werden.
Zu Frage 7:
Das Kreisschreiben enthält alle relevanten Informationen. Darüber 

hinaus werden keine Merkblätter oder Broschüren verteilt. Es wird aber 
mit einem Merkblatt auf das Angebot der Movis AG hingewiesen (vgl. 
Antwort zur Frage 2.).

Zu Frage 8:
Nein, es ist kein dezidiertes Monitoring installiert. Wir hatten in den 

letzten 20 Jahren lediglich einen Fall im Kontext der sexuellen Belästi-
gung am Arbeitsplatz, in dem die Verwaltungskommission tätig werden 
musste.

Zu Frage 9:
Wir verweisen auf unsere Antworten zu den Fragen 4 und 8.
Zu Frage 10:
Die Mitarbeitenden haben spätestens seit Erlass des Kreisschreibens 

leichten Zugang zu Präventions-, Interventions- und Schutzmassnahmen, 
der nicht mittels spezieller Massnahmen sichergestellt werden muss.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Kantonsrates sowie an das Ober-
gericht.

Im Namen des Obergerichts
Die Präsidentin: Der Generalsekretär: 
lic. iur. Flurina Schorta lic. iur. Alberto Nido












	Anfrage (Präventions- und Interventionsmassnahmen  
 gegen sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz an den Gerichten  
 im Kanton Zürich)
	Das Obergericht beschliesst:


